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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BFS Bundesamt für Statistik
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
LGBTQ+ Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender, Intersexuelle, queer und

pan/omni
BAK Bundesamt für Kultur

AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFS Office fédéral de la statistique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
LGBTQ+ Lesbiennes, gays, bisexuelles, transgenres, intersexuées, queer ainsi que

pan/omni
OFC Office fédéral de la culture
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit privé

Mit der Überweisung eines Postulats Ruiz (sp, VD) verlangte der Nationalrat vom
Bundesrat einen Bericht, der die Folgen der Einführung einer dritten
Geschlechtsidentität für die schweizerische Rechtsordnung und für das elektronische
Personenstandsregister «Infostar» aufzeigt. Darüber hinaus soll der Bericht auch die
Konsequenzen prüfen, die ein vollständiger Verzicht auf die Geschlechtsangabe im
Personenstandsregister sowie ein vorübergehender Aufschub des Eintrags bei
Neugeborenen, deren Geschlecht nicht eindeutig festgestellt werden kann, nach sich
ziehen würden. Neben der Eruierung der notwendigen Änderungen an Rechtstexten
und Registern sollen auch die zu erwartenden Kosten und der benötigte Zeitaufwand
für die Umstellung beziffert werden. Der Vorstoss war wie das ähnliche Postulat Arslan
(basta, BS; 17.4121) von SVP-Nationalrat Yves Nidegger erfolglos bekämpft worden. Mit
105 zu 79 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm die grosse Kammer den Vorstoss im Herbst
2018 an und folgte damit auch dem Antrag des Bundesrats. «Es lohnt sich, diese Fragen
anzuschauen», hatte Justizministerin Simonetta Sommaruga ihre Ausführungen im Rat
geschlossen. 1

POSTULAT
DATE: 17.09.2018
KARIN FRICK

Protection des données et statistique

Der Nationalrat überwies ein Postulat seiner staatspolitischen Kommission, welches den
Bundesrat beauftragt, zu prüfen, ob für den automatischen Informationsaustausch
zwischen den öffentlichen Dateninhabern eine gesetzliche Grundlage geschaffen
werden muss. Der Bundesrat hatte sich bereits im Vorjahr bereit erklärt, auch dieses
Anliegen in die laufende Revision des Datenschutzgesetzes aufzunehmen. 2

POSTULAT
DATE: 13.03.2013
NADJA ACKERMANN

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2018 ein Postulat seiner
Rechtskommission für ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren. Der
Bundesrat muss nun aufzeigen, wie den Risiken bei der Verwendung der AHV-Nummer
als Personenidentifikationsnummer begegnet und wie der Datenschutz bei der
Verwendung von Personenidentifikationsnummern allgemein verbessert werden kann.
Die Regierung hatte das Postulat zur Annahme beantragt, da sie sich der Problematik
bei der Verwendung der AHV-Nummer und der starken Ausweitung dieser Praxis
bewusst sei. Er habe beim EDI bereits im Februar 2017 einen Vorentwurf zur Regelung
der systematischen Verwendung der AHV-Nummer im Behördenverkehr in Auftrag
gegeben, so der Bundesrat in seiner Stellungnahme. 3

POSTULAT
DATE: 19.09.2018
KARIN FRICK

Mittels eines Postulats wollte Mathias Reynard (sp, VD) den Bundesrat beauftragen, in
einem Bericht verlässliche Zahlen über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und in der
Öffentlichkeit zusammenzutragen. Internationale Studien belegten, dass ungefähr jede
dritte Frau an ihrem Arbeitsplatz sexuell belästigt werde, so der Postulant. Für die
Schweiz fehlten aber aktuelle, flächendeckende Daten, weshalb bei der Untersuchung
des Ausmasses und der Entwicklung dieser Problematik grosser Handlungsbedarf
bestehe. Die Umsetzung vorliegenden Postulats liege zudem im Rahmen der Istanbul-
Konvention, welche von den Vertragsstaaten die Untersuchung aller Formen von Gewalt
gegen Frauen verlange. 
Der Vorstoss wurde in der Wintersession 2018 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft
und anschliessend in der Frühjahrssession 2019 erneut aufgegriffen. Herzog wies in
ihrer Begründung darauf hin, dass es entgegen den Aussagen des eingereichten Textes
sehr wohl aktuelle schweizerische Daten gebe und die entsprechenden Fakten bekannt
seien. Hinter diesem Postulat vermute sie aus diesem Grund vielmehr «Alarmismus und
Profilierung». Ihre Parteikollegin Céline Amaudruz (svp, GE) wies hingegen darauf hin,
dass bestehende Zahlen womöglich verzerrt seien, da nicht alle Opfer sexueller
Belästigung Anzeige erstatteten. In Zustimmung mit letzterer Aussage ergänzte
Innenminister Alain Berset, dass durch die geforderte Prävalenzstudie Diskrepanzen
zwischen der Realität und offiziellen Statistiken aufgedeckt werden könnten. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat mit 93 zu 68

POSTULAT
DATE: 19.03.2019
CATALINA SCHMID
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Stimmen an. Während das Ja-Lager fraktionsmässig durchmischt war, bestand das
Nein-Lager ausschliesslich aus Mitgliedern der Fraktionen der SVP und der FDP. 4

Als der Nationalrat in der Wintersession 2020 die Änderung des AHV-Gesetzes
bezüglich der Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator in der
Gesamtabstimmung guthiess, schrieb er das Postulat seiner RK, das ein
Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren forderte, ab. 5

POSTULAT
DATE: 08.12.2020
KARIN FRICK

Im April 2022 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats von Mathias
Reynard (sp, VS) den Bericht «Sexuelle Belästigung in der Schweiz: Ausmass und
Entwicklung». Der Postulant hatte vom Bundesrat verlässliche Zahlen über sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz und in der Öffentlichkeit gefordert. 
Nach einer Erklärung zur begrifflichen Definition von sexueller Belästigung präsentierte
der Bericht verschiedene Zahlen und Eckpunkte zu sexueller Belästigung in der Schweiz.
So konnte beispielsweise festgestellt werden, dass im Jahr 2020 1'435 Straftaten zu
sexueller Belästigung registriert wurden und dass 15 bis 20 Prozent der
Gesamtbevölkerung in ihrem Leben sexuelle Belästigung erleben. Weiter wurde
festgestellt, dass der Grossteil der Betroffenen von sexueller Belästigung Frauen sind.
Darüber hinaus seien LGBTQ+-Personen oder Menschen mit Behinderung besonders
gefährdet, Opfer von übergriffigem Verhalten zu werden. 
Die Regierung eruierte in verschiedenen Bereichen der Erfassung, Meldung oder
strafrechtlichen Verfolgung von sexueller Belästigung Verbesserungspotential.
Kontinuierliche Daten zu sexueller Belästigung lägen lediglich aus der polizeilichen
Kriminalstatistik (PKS) vor, die nur einen Teilbereich der Belästigungen festhalte. In
Bevölkerungsbefragungen, die beispielsweise Opferraten oder Dunkelziffern erfragten,
fielen die Opferzahlen sexueller Belästigung höher aus als in der PKS; die
Bevölkerungsbefragungen seien aber aufgrund verschiedener Erhebungsmethoden,
-häufigkeiten oder Frageformulierungen nur schwer vergleichbar. Weiter seien die
Hürden für das Melden oder Anzeigen sexueller Belästigung sowohl im öffentlichen
Raum als auch am Arbeitsplatz hoch. Viele Übergriffe würden gar nicht oder erst bei
grossem Leidensdruck gemeldet. 
Im Fazit des Berichts anerkannte der Bundesrat die Problematik sexueller Belästigung
im öffentlichen Raum, am Arbeitsplatz sowie im privaten Umfeld. Bezüglich der
Empfehlung zur Erhebung von umfassenderen Daten zu sexueller Belästigung verwies er
auf die Gleichstellungsstrategie 2030: In dieser werde die Finanzierung und
Durchführung einer Prävalenzstudie geprüft, in die auch die sexuelle Belästigung
einbezogen werden könnte. Um Hürden zum Melden sexueller Belästigung abzubauen,
hätten die Kantone eine umfangreiche Website der Opferhilfe Schweiz mitgestaltet.
Zudem sei ein telefonisches 24-Stunden-Beratungsangebot für Gewaltbetroffene in der
Prüfung. Da zum Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz bereits sehr viele
Massnahmen umgesetzt seien, unterstrich der Bundesrat die Wichtigkeit von
betrieblichen Massnahmen, wie beispielsweise klaren Richtlinien, Schulungen oder
externen Meldestellen. 6

POSTULAT
DATE: 27.04.2022
LENA BALTISSER

Droits fondamentaux

Mit der Annahme eines Postulates Reynard (sp, VS) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat, Möglichkeiten zu prüfen, wie Daten zu Diskriminierungen aufgrund
sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität erhoben werden könnten. Ein
spezielles Augenmerk soll auch auf Mehrfachdiskriminierungen geworfen werden. Da
Yves Nidegger (svp, GE) den Vorstoss bekämpfte, stellte sich die geschlossene SVP-
Fraktion gegen das Anliegen und Roland Rino Büchel (svp, SG) brachte in der Diskussion
ein Beispiel aus Schottland ein, das ihm Angst mache: In einer Primarschule gebe es nur
noch eine Art Toiletten, weil die Kinder sich sonst entscheiden müssten, wohin sie
gehen sollen. Daran anknüpfend richtete er die Frage an Bundesrätin Sommaruga,
welche das Anliegen im Namen des Gesamtbundesrates unterstützte: „Können Sie
bestätigen, dass wir uns nicht so wahnsinnig verhalten wie die Schotten?“ Es gehe ja nur
darum, sich die Frage der Diskriminierung überhaupt einmal anzuschauen, und
Hinschauen, das sei die Aufgabe des Bundesrates, führte Sommaruga aus. Mit 116 zu 73
Stimmen wurde das Postulat in der Sommersession 2017 überwiesen. 7

POSTULAT
DATE: 01.06.2017
KARIN FRICK
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Economie

Politique économique

Politique économique

In der Herbstsession 2016 forderte der Nationalrat mehr Transparenz über die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Bundesaktivitäten in den Kantonen und überwies
mit 106 zu 81 Stimmen bei einer Enthaltung ein Postulat Amherd (cvp, VS), welches den
Bundesrat dazu verpflichten will, alle vier Jahre Bericht über die Wertschöpfung von
Arbeitsplätzen wie auch von Arbeitsvergaben zu erstatten. Der Bundesrat sprach sich
gegen die Annahme des Postulats aus, unter anderem weil dadurch die administrative
Belastung der Wirtschaftssubjekte steigen würde. Eine interessante Koalitionsbildung
förderte die Abstimmung zutage: Die Vertreterinnen und Vertreter der SVP und der BDP
sowie die Grünliberalen schlugen sich geschlossen auf die Seite des Bundesrates, die
anderen Fraktionen, inklusive der wirtschaftsliberalen FDP, stimmten für das Postulat. 8

POSTULAT
DATE: 22.09.2016
DAVID ZUMBACH

Politique sociale

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

Sibel Arslan a défendu devant le Conseil national son postulat visant l'inscription d'un
troisième sexe à l'état civil. Elle a d'abord souligné la nécessité d'une telle inscription –
ou de la suppression de toute inscription de genre – pour deux catégories de
personnes. Premièrement, les personnes intersexes, à savoir les enfants dont les
organes sexuels ne sont à la naissance pas clairement féminins ou masculins. L'usage
pour ces enfants est très souvent une intervention chirurgicale précoce, les attribuant
à un genre arbitraire, ce qui peut avoir pour conséquence un mal-être plus tard dans
leur vie, et ce dès l'adolescence. La deuxième catégorie regroupe les personnes qui ne
se reconnaissent pas psychologiquement dans leur sexe biologique. Les troubles
psychologiques liés au genre sont souvent mal compris par les personnes cisgenres
(c'est-à-dire celles dont le sexe biologique correspond au genre ressenti
personnellement) et la mesure proposée par la députée Arslan permettrait un premier
pas vers la prise en compte de ces minorités dans le code civil. La Bâloise ajoute que
cette démarche n'est pas une première mondiale, de nombreux pays dont l'Australie, le
Canada, l'Inde, le Pakistan et l'Allemagne ayant adopté des mesures similaires. De plus,
le postulat a été signé par des parlementaires de tout le spectre politique, à l'exception
de l'UDC. 
Le député Nidegger a pris la parole pour l'opposition. Il a évoqué le danger de
l'indifférenciation, dont il estime qu'elle peut prétériter au développement et à
l'équilibre des personnes. Il recommande donc de rejeter le postulat, pour le bien des
personnes transgenres et intersexes, qui ne seraient ainsi pas incitées à rester dans un
entre-deux. 109 voix ont plébiscité le postulat. 77 s'y sont opposées, dont la quasi-
totalité de l'UDC (à l'exception d'une voix pour et d'une abstention), une partie du PLR,
du PDC et un conseiller PBD. Cinq personnes se sont abstenues (1 UDC, 2 PLR et 2
PDC). 9

POSTULAT
DATE: 17.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
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Politique culturelle

Im Oktober 2021 reichte die WBK-NR mit einer knappen Mehrheit von 11 zu 10 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) ein Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat aufforderte, in den
verschiedenen Sektoren und Institutionen des Kulturbereichs systematisch Daten zur
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern zu erheben und auf Bundesebene gezielte
Massnahmen festzulegen, mit denen diese abgebaut werden. Valentine Python (gp, VD)
führte für die Kommissionsmehrheit aus, dass die Verbesserung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern im Kulturbereich als Ziel in der Kulturbotschaft 2021-2024
festgelegt worden sei. Im Zuge dessen seien erste Daten erhoben worden, die auf
grosse Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern im Kulturbereich hindeuten – sei es
bei der Besetzung von Führungspositionen, der Programmgestaltung oder dem
Einkommen. Problematisch sei dabei, dass die derzeitige Datenlage nur Tendenzen
abbilden könne, wie die Waadtländerin argumentierte. Für eindeutige
Schlussfolgerungen, wie etwa Gründe für die Ungleichheit, seien umfassendere Daten
unabdingbar. 
Andreas Gafner (edu, BE), welcher den Minderheitsantrag von Diana Gutjahr (svp, TG),
welche sich zu dieser Zeit im Mutterschaftsurlaub befand, übernommen hatte,
verlangte, das Postulat abzulehnen, da der Bundesrat diese Aufgabe bereits mit der
Umsetzung der Gleichstellungsstrategie 2030 wahrnehme. Kulturminister Alain Berset
erklärte die Position des Bundesrates, der ebenfalls die Ablehnung des Postulats
empfahl, weil das BAK sowie das BFS bereits daran seien, in diesem Bereich Daten zu
erheben. Um hingegen die Forderungen des Postulats umzusetzen, müsste man die
bisher erhobenen Daten vertiefen, was mit enormem Aufwand und hoher Ineffizienz
verbunden wäre.
Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2022 dem Bundesrat und der
Kommissionsminderheit und lehnte das Postulat mit 90 zu 83 Stimmen ab. Die
Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen sprachen sich geschlossen gegen den
Vorstoss aus. Unterstützt wurden sie von einer zwei Drittel-Mehrheit der Mitte-Fraktion
und von einem Mitglied der SP-Fraktion. 10

POSTULAT
DATE: 17.03.2022
SARAH KUHN

1) AB NR, 2018, S. 1396 f.
2) AB NR, 2013, S. 276
3) AB NR, 2018, S. 1450; Po. 17.3968
4) AB NR, 2018, S. 2213; AB NR, 2019, S. 437 f.
5) AB NR, 2020, S. 2345 ff.
6) Bericht BR vom 27.4.22; Medienmitteilung BR vom 27.4.22; TA, 28.4.22
7) AB NR, 2017, S. 854 f.
8) AB NR, 2016, S. 1572 f.
9) BO CN, 2018, p. 1394 ss.
10) AB NR, 2022, S.563 ff.
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